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Rechtsprechung

Neue Justiz 11/85

Arbeitsrecht_______■__________________ _
§§ 260 ff. AGB; §§ 78, 174 Abs. 4 ZPO.
1. Die Schadenersatzpflicht von ehrenamtlichen Mitgliedern 
and Funktionären gesellschaftlicher Organisationen bestimmt 
sich nach dem Zivilrecht und begründet die Zuständigkeit 
der Kammern für Zivilrecht der Kreisgerichte. Bei fahrlässig 
verursachten Schäden ist hier hinsichtlich der Begrenzung 
der Schadenersatzpflicht von den Grundsätzen auszugehen, 
die im Arbeitsrecht gelten.
2. Für ehrenamtlich tätige Gewerkschaftsmitglieder und 
-funktionäre, die ihrer Betriebsgewerkschaftsorganisation 
einen Schaden zufügen, finden die Bestimmungen über die 
arbeitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit entsprechende 
Anwendung. Für die Entscheidung von Streitfällen sind die 
Konfliktkommissionen bzw. die Kammern für Arbeitsrecht 
der Kreisgerichte zuständig.
3. Bei der arbeitsrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit 
besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen nur dann, 
wenn die vorsätzliche Schadenszufügung auf einer vorsätzlich 
begangenen Straftat beruht.
4. Der zum notwendigen Inhalt eines Urteils gehörende Ur­
teilsspruch und die Begründung dieses Urteils müssen eine 
Einheit bilden. Sie dürfen also im Verhältnis zueinander 
nicht im Widerspruch stehen.
OG, Urteil vom 5. Juli 1985 - OAK 12/85.

Die Klägerin — vom Februar 1980 bis zum Dezember 1983 
ehrenamtlich mit der Funktion des Hauptkassierers der ver­
klagten BGL betraut — wurde mit Beschluß der Konflikt­
kommission verpflichtet, gegenüber der Verklagten einen 
Schaden wiedergutzumachen. Ihr wurde monatliche Raten­
zahlung bewilligt, und außerdem wurde sie verpflichtet, auf 
den Schaden Zinsen in Höhe von 4 Prozent zu zahlen.

Der gegen die Entscheidung der Konfliktkommission ein­
gelegte Einspruch der Klägerin wurde vom Kreisgericht als 
unbegründet abgewiesen.

Däs Bezirksgericht hat die Berufung der Klägerin als un­
begründet abgewiesen, die Entscheidung der Konfliktkom­
mission für vollstreckbar erklärt und festgelegt, daß jede 
Prozeßpartei ihre außergerichtlichen Auslagen des Rechts­
mittelverfahrens selbst zu tragen hat. In den Gründen sei­
nes Urteils hat das Bezirksgericht ausgeführt, daß die Klä­
gerin nicht zur Zahlung von Zinsen verpflichtet sei und auch 
die Höhe der Ratenzahlungen die finanziellen Belastungen 
der Klägerin und deren Einkommensverhältnisse nicht aus­
reichend berücksichtige.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
der Entscheidung des Bezirksgerichts beantragt, weil diese 
den an ein Urteil zu stellenden Anforderungen nicht ent­
spreche und deshalb das Gesetz verletze (§78 ZPO). Der 
Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Für ehrenamtliche Mitglieder und Funktionäre der gesell­
schaftlichen Organisationen trägt die Pflicht zum Ersatz des 
der Organisation schuldhaft zugefügten Schadens zivilrecht­
lichen Charakter. Hinsichtlich der festzulegenden Höhe der 
Schadenersatzforderung gegenüber dem ehrenamtlich für die 
Organisation tätigen Mitglied oder Funktionär für fahrlässig 
verursachte Schäden gehen die gesellschaftlichen Organisatio­
nen in ihren Beschlüssen von den Bestimmungen des AGB 
aus.

Für ehrenamtlich tätige Gewerkschaftsmitglieder und 
-funktionäre verbleibt es jedoch, soweit sie ihrer Betriebs­
gewerkschaftsorganisation einen' Schaden zufügen, in Über­
einstimmung mit den Grundsätzen des Urteils des Obersten 
Gerichts vom 2. Februar 1962 — Za 6/61 — (OGA Bd. 3 S. 228) 
bei der entsprechenden Anwendung der Regelungen über die 
arbeitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit und bei der 
Zuständigkeit der Konfliktkommissionen bzw. der Kammern 
für Arbeitsrecht der Kreisgerichte. Davon hat sich das Be­
zirksgericht leiten lassen.

Das Bezirksgericht hat in den Gründen seiner Entscheidung 
auch zutreffend darauf verwiesen, daß im vorliegenden Ver­
fahren kein Raum für eine Verurteilung der Klägerin zur 
Zinszahlung in Höhe von 4 Prozent auf den von ihr zu lei­
stenden Schadenersatz im Rahmen ihrer arbeitsrechtlichen 
materiellen Verantwortlichkeit war. Eine Verpflichtung zur 
Zinszahlung nach den Bestimmungen der arbeitsrechtlichen 
materiellen-Verantwortlichkeit besteht nur, sofern die vor­
sätzliche Schadenszufügung auf einer vorsätzlich begangenen 
Straftat beruht.* Bezüglich des festgestellten Schadensbetrags 
sind diese Voraussetzungen hier nicht gegeben.

Zuzustimmen ist dem Bezirksgericht auch insofern, als es 
in der Begründung des Urteils die Festlegung der monatlichen 
Ratenzahlungen im Hinblick auf die wirtschaftliche und so­
ziale Lage der Klägerin und deren sonstige Zahlungsverpflich­
tungen als unangemessen hoch bewertet und deshalb in Weg­
fall gebracht hat.

Diese in den Gründen des Urteils des Bezirksgerichts ent­
haltenen Aussagen stehen jedoch im Widerspruch zu dem 
Urteilsspruch, mit dem die Berufung der Klägerin gegen die 
kreisgerichtliche Entscheidung im vollen Umfang als unbe­
gründet abgewiesen wurde. Das Bezirksgericht hat damit ein 
Ergebnis bewirkt, das mit den an ein Urteil zu stellenden 
Anforderungen nicht übereinstimmt und deshalb aus sich 
heraus nicht verständlich ist. Es wurde nicht beachtet, daß 
der zum notwendigen Inhalt eines Urteils gehörende Urteils­
spruch (§ 78 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO) und die Begründung des Ur­
teils (§.78 Abs. 1. Ziff. 4 ZPO) eine Einheit bilden, der Urteils­
spruch also von der Begründung der Entscheidung getragen 
bzw. dieser die logische Konsequenz der Begründung sein 
muß. Gerade das ist aber bei dem Urteil des Bezirksgerichts 
nicht der Fall.

Im Gefolge dieses zwischen Urteilsspruch und Urteilsbe­
gründung bestehenden Widerspruchs hat das Bezirksgericht 
auch eine das Gesetz (§ 174 Abs. 4 ZPO) verletzende Kosten­
entscheidung getroffen. Da das Verlangen der Verklagten auf 
Zinszahlung nicht begründet war und deshalb eine entspre­
chende im Urteil des Kreisgerichts festgelegte Verpflichtung 
der Klägerin in Wegfall kam, hat die Klägerin in diesem 
Umfang obsiegt, "d. h. die Verklagte war, weil sie teilweise 
im Verfahren unterlegen war, gehalten, die der Klägerin 
entstandenen außergerichtlichen Kosten zu tragen.

Auf den Kassationsantrag waren diese Mängel im bezirks­
gerichtlichen Urteil im Wege der Selbstentscheidung zu be­
heben (§162 Abs. 1 ZPO). Deshalb war, dem Kassationsan­
trag folgend, das Urteil des Bezirksgerichts aufzuheben und 
über die Berufung der Klägerin in dem aus dem Urteilsspruch 
ersichtlichen Umfang anderweit zu befinden. In diesem Sinne 
hat sich der im Rassationsverfahren mitwirkende Vertreter 
des Zentralvorstandes der IG Bau/Holz geäußert.

Bei der künftigen Erfüllung der der Klägerin obliegenden 
Zahlungsverpflichtung sollten die Prozeßparteien eine Ver­
einbarung anstreben, die der Zahlungsmöglichkeit der Kläge­
rin entspricht und zugleich dem Schutz des sozialistischen 
Eigentums ausreichend Rechnung trägt. * * * §

* Vgl. Ziff. 5.4. der Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts der
DDR zur Rechtsprechung bei der Durchsetzung von Schadenersatz­
ansprüchen vom 14. September 1978 (GBl. I Nr. 34 S. 369); BG Ro­
stock, Urteil vom 11. Juni- 1979 — BS 7/79 — mit Anm. von G. Kirsch- 
ner, Arbeit und Arbeitsrecht 1980, Heft 7, S. 334.

§ 25 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 ZPO; § 1 Abs. 1 Ziff. 1 der 1. DB 
zur ZPO.
Die Regelung des § 25 Abs. 3 ZPO, daß ein aus dem Betrieb 
ausgeschiedener Werktätiger unter bestimmten Vorausset­
zungen auch dasjenige Kreisgericht anrufen kann, in dessen 
Bereich der Werktätige zur Zeit der Einleitung des Verfah­
rens seinen Wohnsitz hat, ist entsprechend auch für die 
Geltendmachung der Vergütungsforderung eines betriebs­
fremden Neuerers anzuwenden.
BG Leipzig, Beschluß vom 2. Mai 1984 — 7 BAR 7/84.


